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Wertvermehrende Investitionen
Wer alte Belege aufbewahrt, kann allenfalls Steuern sparen

In jede Liegenschaft werden Investitionen 
getätigt. Das Spektrum reicht von kleineren 
Renovationsarbeiten bis zu grösseren Um- 
und Anbauten. Die steuerrechtlichen Folgen 
sind grundsätzlich bekannt: «Werterhalten-
de Aufwendungen» dürfen in der gleichen 
Steuerperiode als Liegenschaftsunterhalt 
vom Roheinkommen abgezogen werden. 
Die übrigen anrechenbaren (insbesondere 
wertvermehrenden) Aufwendungen können 
erst beim Verkauf der Liegenschaft bei der 
Ermittlung des steuerbaren Grundstückge-
winnes berücksichtigt werden. 

Der steuerbare Grundstückgewinn
Der Gewinn aus dem Verkauf von Liegen-
schaften des Privatvermögens untersteht in 
allen Kantonen der Grundstückgewinnsteu-
er. Der steuerbare Grundstückgewinn wird 
in den Steuergesetzen regelmässig definiert 
als der Betrag, um den der Erlös die Anlage-
kosten übersteigt (so auch die Begriffsum-
schreibung in § 101 des Steuergesetzes des 
Kantons Aargau, nachfolgend «StG»). Rein 
mathematisch wären somit vom Veräusse-
rungserlös der Liegenschaft sämtliche effek-
tiven Anlagekosten abzuziehen. Nun gilt es 
indes zu beachten, dass das Steuergesetz des 
Kantons Aargau bei der Veräusserung einer 
Liegenschaft, welche die steuerpflichtige 
Person länger als zehn Jahre besass, immer 
einen steuerbaren Grundstückgewinn unter-
stellt. Dies deshalb, weil in einem solchen 
Fall bei der Steuerveranlagung die Anlage-

Dieter Egloff 
 lic. iur., Rechtsanwalt und eidg. 

dipl. Steuerexperte,  
Voser Rechtsanwälte, Baden

kosten pauschaliert und in Prozenten des 
Veräusserungserlöses festgesetzt werden. Die 
pauschalen Anlagekosten betragen dabei  
ab dem vollendeten zehnten Besitzesjahr  
80 Prozent. Sie reduzieren sich pro weiteres 
Besitzesjahr um jeweils ein Prozent bis sie ab 
dem vollendeten 25. Besitzesjahr stets 65 Pro-
zent des Veräusserungserlöses betragen (vgl. 
§ 105 Abs. 1 StG). Je nach Besitzesdauer be-
trägt der steuerbare Grundstückgewinn so-
mit 20–35 Prozent des Veräusserungserlöses. 
Beispiel: Wird eine Liegenschaft im elften 
Besitzesjahr für den Preis von einer Million 
Franken verkauft, dann betragen die pau-
schal ermittelten Anlagekosten 80 Prozent 
des Veräusserungserlöses bzw. CHF 800’000, 
womit der steuerbare Grundstückgewinn 
CHF 200’000 beträgt. Bei einem im elften 
Besitzesjahr zur Anwendung gelangenden 
Steuersatz von 20 Prozent (siehe hierzu § 109 
StG) resultiert damit grundsätzlich eine 
Grundstückgewinnsteuer von CHF 40’000. 
Diese Steuerrechnung kann die steuerpflich-
tige Person einzig dadurch vermeiden,  
indem sie höhere effektive Anlagekosten 
vollständig und belegmässig nachweist (vgl. 
§ 105 Abs. 3 StG).

Anlagekosten 
Die steuerpflichtige Person hat angesichts 
des Umstandes, dass bei jedem Verkauf ei-
ner Liegenschaft mit über zehnjähriger 
Besitzesdauer ein steuerbarer Grundstück-
gewinn unterstellt wird, ein Interesse dar-
an, allfällig höhere effektive Anlagekosten 
nachweisen zu können. Solche «Anlagekos-
ten» stellen nach dem Gesetz zum einen der 
«Erwerbspreis für das Grundstück und alle 
weiteren Leistungen des Käufers» (siehe  
§ 103 StG) und zum anderen die sog. «an-
rechenbaren Aufwendungen» (siehe hierzu 
§ 104 StG) dar. Es stellt sich weiter die Fra-
ge, welche Investitionen unter den Begriff 
der «anrechenbaren Aufwendungen» fallen.

Anrechenbare Aufwendungen 
Den Kantonen wird nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichts bei der Um-

schreibung des Begriffs «anrechenbare  
Aufwendungen» ein relativ grosser Ermes-
sensspielraum zugestanden. Es kann daher 
sein, dass gewisse Auslagen in einem Kan-
ton als anrechenbare Aufwendungen gelten 
und im Nachbarkanton nicht. Überdies 
gibt es formelle Unterschiede: So hält bei-
spielsweise das Zürcher Steuergesetz expli-
zit fest, dass nur die in der massgebenden 
Besitzesdauer gemachten Aufwendungen 
anrechenbar sind (vgl. § 221 Abs. 3 StG 
ZH). Im Aargauer Steuergesetz fehlt dem-
gegenüber eine solche gesetzliche Vorgabe. 
Anrechenbar sind daher beispielsweise auch 
Planungskosten für ein realisiertes Baupro-
jekt, die bereits vor dem Erwerb des Grund-
stücks angefallen sind. 

In der Praxis wird anstelle von «anrechen-
baren Aufwendungen» meistens von «wert-
vermehrenden Investitionen» gesprochen. 
Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass 
es grundsätzlich um Kosten geht, welche 
eine dauernde Verbesserung des Grund-
stücks in tatsächlicher oder rechtlicher 
Hinsicht bewirken. Das Gesetz verlangt 
indes weder eine Wertvermehrung noch 
deren Dauerhaftigkeit. Mithin ist nicht er-
forderlich, dass die bauliche Änderung bei 
der Veräusserung noch vorhanden ist oder 
die Investition zu einem höheren Markt-
wert der Liegenschaft geführt hat. Werden 
beispielsweise zwei kleine Räume zu einem 
grösseren Schlafzimmer zusammengelegt 
oder die Wand zwischen Küche und Wohn-
zimmer geöffnet, so stellt dies bautechnisch 
zwar keine eigentliche Wertvermehrung 
dar, steuerrechtlich gelten diese Kosten aber 
gleichwohl als wertvermehrende bzw. anre-
chenbare Aufwendungen.
 
In allen kantonalen Steuergesetzen findet 
sich eine Norm, in welcher die wichtigsten 
Kategorien der «anrechenbaren» Aufwen-
dungen aufgeführt werden und die den 
Steuerpflichtigen als Orientierungshilfe 
dienen soll (für den Kanton Aargau siehe  
§ 104 StG). 



Wohnwirtschaft HEV Aargau  |  Nr. 9–202015

R E C H T

Bau- und Planungskosten: Als wahrschein-
lich wichtigste Gruppe der anrechenbaren 
Aufwendungen werden im Gesetz die Kos-
ten für Planung, Bauten, Umbauten und 
andere Investitionen genannt (siehe § 104 
Abs. 1 lit. a StG). Mit dieser Formulierung 
bringt der Gesetzgeber zum Ausdruck, dass 
es keine abgeschlossene Liste von anrechen-
baren Aufwendungen gibt. 

Anrechenbar sind gemäss dieser gesetzlichen 
Regelung alle Bau- und Planungskosten, 
einschliesslich der Kosten für Werkleitun-
gen, Vermessungen, Gartenanlagen usw. 
Dies gilt auch für die weiteren, mit der Er-
stellung einer Liegenschaft oder eines neuen 
Bauteils zusammenhängenden Kosten, wie 
beispielsweise Stromkosten für die Bauaus-
trocknung oder Aufwendungen für nicht 
ausgeführte bzw. geänderte Baupläne. Wenn 
von mehreren Projektvarianten nur ein Pro-
jekt ausgeführt wird, gehören auch die Kos-
ten für die übrigen Projektvarianten zu den 
anrechenbaren Aufwendungen. Nach der 
Rechtsprechung sind die nicht ausgeführten 
Projekte deshalb nicht belang- bzw. wertlos, 
weil sie der steuerpflichtigen Person die wei-
tere Projektierung und die endgültige Pro-
jektwahl ermöglicht haben.

Neben den Aufwendungen für die «tatsäch-
lichen» Verbesserungen sind auch die Kos-
ten für «rechtliche» Verbesserungen zu be-
rücksichtigen. Hierzu zählen beispielsweise 
die Anwaltskosten bei der Begleitung in 
einem Einwendungsverfahren gegen das 

Baugesuch, die Aufwendungen für die 
rechtliche Erschliessung eines Grundstücks, 
die Kosten der Begründung von Stockwerk
eigentum oder die Kosten für die Ablösung 
eines bei Erwerb der Liegenschaft bestehen-
den Wohn- oder Nutzniessungsrechts. 
Ebenso zählen zu den rechtlichen Verbesse-
rungen die auf der Grundlage von Art. 5 
Abs. 1 des Raumplanungsgesetzes erhobe-
nen kommunalen Planungsmehrwertabga-
ben. Solche dürfen erhoben werden, wenn 
ein Grundstück ein- oder aufgezont wird 
und das Grundstück hierdurch eine erheb-
liche Wertsteigerung erfährt.

Berücksichtigt werden können überdies die 
Leistungen, welche die steuerpflichtige Per-
son selbst ausgeführt hat. Voraussetzung 
bildet allerdings, dass der Wert der eigenen 
Arbeit als Einkommen versteuert worden 
ist. Dieses Vorgehen kann bei einer relativ 
kurzfristigen Besitzesdauer aufgrund der 
unterschiedlich hohen Steuersätze von Vor-
teil sein, bei längerer Besitzesdauer in der 
Regel nicht. 

Kosten von Vorzugslasten und Weiterem: Zu 
den anrechenbaren Aufwendungen gehö-
ren weiter die Grundeigentümerbeiträge an 
Bau und Korrektion von Strassen, Kanali-
sation, Sondernutzungspläne, Wasserbau, 
Bodenverbesserungen und ähnliche Werke 
(siehe § 104 Abs. 1 lit. b StG). Es handelt 
sich hier abgaberechtlich um sog. Vorzugs-
lasten. Diese Abgaben werden dem Grund-
eigentümer zum Ausgleich der ihm aus den 

öffentlichen Werken erwachsenen wirt-
schaftlichen Vorteile auferlegt.
 
Handänderungskosten: Als letzte Gruppe 
der anrechenbaren Aufwendungen erwähnt 
das Gesetz schliesslich die Kosten, die mit 
dem Erwerb und der Veräusserung des 
Grundstücks verbunden sind (siehe § 104 
Abs. 1 lit. c StG). Indes sind gemäss § 45 der 
Verordnung zum Steuergesetz lediglich die 
«unmittelbar» durch den Erwerb und die 
Veräusserung des Grundstücks bedingten 
ausgewiesenen Kosten abzugsfähig. Hierzu 
gehören die Auslagen für eine im Hinblick 
auf den Verkauf in Auftrag gegebene Ver-
kehrswertschätzung, Inserate, die Beurkun-
dung und den Grundbucheintrag (nicht 
aber die Auslagen für die Errichtung von 
Schuldbriefen, die als «Finanzierungskos-
ten» gelten) sowie bei unentgeltlich erwor-
benen Liegenschaften die darauf bezahlten 
Erbschafts- bzw. Schenkungssteuern. Wei-
ter gehören Maklerprovisionen dazu, aller-
dings nur im «üblichen» Umfang. Im 
Aargau wird von den Steuergerichten bei 
überbauten Grundstücken eine Vermitt-
lungsprovision von 2 bis 3 Prozent und bei 
unüberbauten Grundstücken eine solche 
von 3 bis 5 Prozent akzeptiert. Weitergehen-
de Provisionen, insbesondere auch solche, 
welche eine Beteiligung des Maklers am 
zusätzlichen Gewinn beim Überschreiten 
eines vereinbarten Mindestverkaufserlöses 
vorsehen, werden steuerlich nicht akzep-
tiert. Das Bundesgericht hat diese Praxis 
der Steuerbehörden (allerdings einen Zür-
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cher Fall betreffend) im Jahr 2009 einer 
sog. «Willkürprüfung» unterzogen und ge-
schützt (BGE vom 29. Mai 2009, 
2C_119/2009).

Nicht anrechenbare Aufwendungen 
In § 104 Abs. 2 StG werden auch noch zwei 
Fälle von nicht anrechenbaren Aufwendun-
gen aufgelistet. Von Interesse ist hier der 
explizite Hinweis des Gesetzgebers, wonach 
Aufwendungen, die bei der Einkommens-
steuer als Abzug berücksichtigt worden 
sind oder hätten berücksichtigt werden 
können, nicht als Aufwendungen anre-
chenbar sind. Dies bedeutet, dass dem 
Steuerpflichtigen bei der Vornahme von 
Investitionen in die Liegenschaft bezüglich 
Zuordnung der Kosten bei der Einkom-
mens- oder Grundstückgewinnsteuer kein 
Wahlrecht zusteht. Vielmehr können die 
werterhaltenden Unterhaltskosten nur bei 
der Einkommenssteuer und die anrechen-

baren («wertvermehrenden») Aufwendun-
gen nur bei der Grundstückgewinnsteuer 
zum Abzug zugelassen werden.

Nun ist die Zuordnung von Investitionen, 
gerade bei grösseren Um- und Ausbauten in 
eine bestehende Liegenschaft, zuweilen 
auch für den Steuerprofi und das Gemein-
desteueramt eine Herausforderung. Da das 
Gesetz explizit festhält, dass Investitionen, 
die bei der Einkommenssteuer hätten be-
rücksichtigt werden können, später nicht 
als anrechenbare Aufwendungen bei der 
Grundstückgewinnsteuer zum Abzug zuge-
lassen werden dürfen, zieht der vorsichtige 
Steuerpflichtige hieraus zwei Schlussfolge-
rungen: Erstens bringt er dem Gemeinde-
steueramt zusammen mit der Steuererklä-
rung jeweils alle in der Steuerperiode 
getätigten Investitionen in die Liegenschaft 
mit einer übersichtlichen Tabelle zur 
Kenntnis. Zweitens macht er im Zweifels-

falle die angefallenen Kosten als Unterhalt 
geltend. Gestützt hierauf muss das Ge-
meindesteueramt bei der Veranlagung eine 
Überprüfung der rechtlichen Zuordnung 
und allenfalls eine eigenständige Triage vor-
nehmen. Soweit die Investitionen bei der 
Einkommenssteuer nicht zum Abzug zuge-
lassen werden und soweit es sich hierbei 
ausnahmsweise nicht um sog. «Lebenshal-
tungskosten» handelt, kann beim späteren 
Verkauf der Liegenschaft mit den Einkom-
menssteuerveranlagungen und den dazuge-
hörigen Rechnungen der Nachweis er-
bracht werden, dass es sich bei diesen 
Investitionen um bei der Grundstückge-
winnsteuer anrechenbare Aufwendungen 
handelt. Dies bedingt allerdings, dass der 
Steuerpflichtige alle Unterlagen während 
der gesamte Besitzesdauer aufbewahrt. Die 
Erfahrung zeigt indes, dass solche Verhältnis-
se – zum Schaden des Steuerpflichtigen – die 
Ausnahme sind.

Sie können versuchen, Ihre Lie-
genschaft selbst zu verkaufen 
oder einen Immobilienberater 
beiziehen. Experten raten aber 
vom Verkauf auf eigene Faust 
ab. Und dies mit gutem Grund. 
Denn beim Immobilienverkauf 
kann vieles schieflaufen.

Wer seine Immobilie verkaufen will, 
tut also gut daran, zu überlegen, ob 
er alles selber erledigen will oder ob 
er sich die Dienste eines erfahrenen 
Immobilienberaters sichern soll. Denn 
der Verkaufsprozess ist vielfältig und 
aufwändig. Es gilt, vieles zu organisie­
ren und zu begleiten: Liegenschafts­
schätzung, Zusammenstellung einer 
attraktiven Verkaufsdokumentation, 
Bestimmung der Marketingkanäle, 
Erstkontakte mit Kaufinteressenten, 
zeitintensive Verkaufsgespräche und 
Besichtigungen, schwierige Preisver­

handlungen bis hin zum Vertragsab­
schluss. 

Kennen Sie das Marktumfeld?
Für den erfolgreichen Verkauf einer 
Immobilie ist es wichtig, das Markt­

umfeld wie Bautätigkeit, Leerstands­
ziffer oder Zinsentwicklung im Blick 
zu haben. 

Anstatt die aufwändige und komple­
xe Arbeit selbst zu machen, entlastet 
ein erfahrener Immobilienberater den 
Verkäufer mit dem nötigen Fachwis­
sen und seinem Netzwerk. Die Kosten 
für einen guten Immobilienberater, 
der all das im Auge behält, lohnen 
sich. 

Strategie ist entscheidend
Mit der richtigen Verkaufs­ und Preis­
strategie müssten die grössten Hür­
den überwunden sein – könnte man 
zumindest meinen. Beim Kaufent­
scheid spielen sehr viele Emotionen 
mit. Hier kommt erneut die Bedeu­
tung eines professionellen Immobili­
enberaters zum Tragen. Es liegt an 
ihm, Verkäufer und Käufer Sicherheit 

zu geben und letzte offene Fragen zu 
klären. 

Lohnt sich also der Beizug eines Im­
mobilienberaters? Ein guter Immobili­
enberater kostet eigentlich nichts, nur 
ein schlechter. Erkundigen Sie sich bei 
Ihrer Raiffeisenbank vor Ort über die 
Unterstützung beim Liegenschafts­
verkauf durch einen Immobilienbera­
ter. Hilfreiche Tipps und Informationen 
finden Sie auch im Internet auf dem 
Wohnenportal RaiffeisenCasa.

Immobilie mit Erfolg entspannt verkaufen
Experte bringt Mehrwert
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